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»Investieren, solange  
die Kanonen donnern« 
Während die Klassenkämpfe um die 
Altersversorgung gerade erst begon-
nen haben, kündigt der französische 
Staatspräsident ein breit angeleg-
tes Umstrukturierungs- und Aufrüs-
tungsprogramm für die Streitkräf-
te an. [...]

Rassistische Debatten zur  
Silvesternacht 2022
»Randale in Berlin« ist fast schon 
sprichwörtlich, und nun gibt es er-
neut Ereignisse in der Silvesternacht, 
die sich in dieses Klischee einreihen: 
gewaltsame Vorfälle von Moabit über 
Lichtenberg bis Neukölln. Silvester 
2022 ein »typisches Berliner Prob-
lem«? [...]

Putschversuch  
der Bolsonaristen  
Am 1. Januar konnte Lula da Sil-
va nach 2003 und 2007 zum dritten 
Mal das Amt des Präsidenten Brasili-
ens antreten. Entgegen der Tradition 
wurde ihm die Präsidentenschärpe 
nicht von seinem Vorgänger über-
reicht, sondern von einer Gruppe von 
Brasilianer*innen –unter ihnen ein 
Indigener, ein schwarzer Junge, ein 
Arbeiter, eine Müllsammlerin sowie 
ein Behinderter. [...]

Dafür brauchen 
wir Unterstützung!
Wie Abonnent:innen und 
Leser:innen das konkret machen 
könnten, steht ebenfalls unter 

www.Sozialismus.de
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»Deutschland hat leider gerade versagt«
Aus Kriegsrhetorik wird Kriegswirtschaft

Redaktion Sozialismus.de 

cke widerspricht der SPD-Fraktionsvor-
sitzende im Deutschen Bundestag, Rolf 
Mützenich: »Frau Strack-Zimmermann 
und andere reden uns in eine militäri-
sche Auseinandersetzung hinein. Diesel-
ben, die heute Alleingänge mit schweren 
Kampfpanzern fordern, werden morgen 
nach Flugzeugen oder Truppen schrei-
en.« Eine Politik in Zeiten eines Krie-
ges in Europa mache man nicht im Stil 
von »Empörungsritualen« oder mit 
»Schnappatmung«, sondern mit Klar-
heit und Vernunft. Sicherheitspolitik be-
schränke sich nicht auf Waffenlieferun-
gen. Schauen wir uns den politischen 
Konflikt näher an.

Nach dem russischen Überfall auf die 
Ukraine trifft sich eine internationale 
Kontaktgruppe zur Unterstützung des 
Abwehrkampfes der Ukraine regelmä-
ßig, um die zivile und militärische Hilfe 

zu koordinieren. Den Vorsitz hat der 
US-Verteidigungsminister Lloyd Austin. 
Angeführt von den USA haben die west-
lichen Verbündeten auf dem US-Stütz-
punkt im rheinland-pfälzischen Ram-
stein über weitere Waffenlieferungen 
an die Ukraine beraten. Eine Entschei-
dung über die Lieferung von Leopard 2 
wurde beim letzten Treffen am 20. Ja-
nuar 2023 vertagt. Die Ampelregierung 
kommt wegen ihrer vermeintlich zöger-
lichen Haltung bei der Militärhilfe an 
Kiew immer stärker unter Druck.

Dabei kündigten Deutschland und 
mehrere andere Nationen weitere Hil-
fen an. Zur Unterstützung im Abwehr-
kampf gegen den russischen Angriff will 
Deutschland der Ukraine zusätzliche 
Waffen und Ausrüstung im Wert von ei-
ner Mrd. Euro liefern. Dazu zählen eine 
Einheit des Flugabwehrsystems Patriot, 

Die in der Überschrift zitierte The-
se hat Marie-Agnes Strack-Zimmer-
mann (FDP), die Vorsitzende des Bun-
destagsausschusses für Verteidigung, 
in den Medien verkündet. Die Politike-
rin hat Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) 
aufgefordert, klare Ansagen zur militä-
rischen Unterstützung der Ukraine zu 
machen. »Wenn man Leopard 2 nicht 
liefern will, dann muss erklärt werden, 
warum. Dann muss der Ukraine erklärt 
werden, warum«, sagte die Militärex-
pertin der Freidemokraten.1 Die Diskus-
sion um den Kampfpanzer werfe kein 
gutes Licht auf Deutschland: »Wir sind 
immer hinter der Welle. Also wir war-
ten immer, bis was passiert. Deutsch-
land wartet, das Bundeskanzleramt 
wartet, bis der Druck steigt, und dann 
kommt man gewissermaßen in die Gän-
ge.« Dieser erneuten politischen Atta-
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sieben weitere Gepard-Panzer zur Flug-
abwehr und ein weiteres Luftabwehrsys-
tem des Typs Iris-T SLM mit weiteren 
Lenkflugkörpern. Einzelne Lieferungen, 
die der neue Verteidigungsminister Bo-
ris Pistorius (SPD) in Ramstein nannte, 
waren allerdings schon zu früheren Zeit-
punkten angekündigt worden. Gleich-
wohl ist die Berliner Republik massiv in 
der Unterstützung der Ukraine engagiert.

Die Ukraine drängt zusammen mit 
anderen westlichen Unterstützerstaa-
ten auf die Lieferung von Kampfpan-
zern. Als Grund wird einerseits auf eine 
bevorstehende Offensive der russi-
schen Streitkräfte verwiesen. Zu deren 
Abwehr benötige die ukrainische Ar-
mee schwere Waffen. Andererseits wird 
die Möglichkeit betont, den russischen 
Stellungen schwere Verluste zuzufü-
gen, sodass durch die weitere Befreiung 
besetzter Gebiete die Chance zu Waffen-
stillstands- und Friedensverhandlungen 
erhöht werden.

Für die Kriegsziele hat die ukrai-
nische Armee einen Bedarf von 300 
Kampfpanzern und bis zu 700 Schützen-
panzern angemeldet. In einem großen 
konventionellen Krieg wie in der Ukra-
ine ist ein gemeinsamer Einsatz dieser 
Waffensysteme wirksam: Die Kampf-
panzer schlagen die Bresche in die geg-
nerischen Linien, die Schützenpanzer 
bringen den Infanteriekräften (»Schüt-
zen«) die unverzichtbare Mobilität.

300 Kampfpanzer und 600 bis 700 
Schützenpanzer – für Waleri Saluschni, 
den Oberbefehlshaber der ukrainischen 
Streitkräfte, ist das die kritische Größe,2 
die seine Armee braucht, um den Feind 
besiegen zu können, sprich: um die rus-
sische Invasionsarmee hinter die Lan-
desgrenze zurückzudrängen. Der Chef 
des Bundeskanzleramtes, Wolfgang 
Schmidt, verweist bei dieser Debatte um 
Panzer als kriegsentscheidendes Waf-
fensystem auf das in diesem Land ver-
ankerte »V2-Syndrom«. Der Name steht 
für die von den Nazis oft auch als »Wun-
derwaffe« bezeichnete V2-Rakete, mit 
der die Wende in der sich abzeichnen-
den Niederlage im Zweiten Weltkrieg er-
zwungen werden sollte.3

Fakt ist: Selbst bei umgehender Pan-
zerlieferung an die Ukraine sähe sich 
die Armee rein zahlenmäßig noch im-
mer einer gewaltigen russischen Über-

macht gegenüber. Die russische Armee 
hat in den Gefechten etwa 1.400 Panzer 
verloren, was in Anbetracht ihrer Reser-
ven verhältnismäßig überschaubar ist. 
Denn Russland verfügt über etwa 9.000 
weitere Kampf- und Schützenpanzer 
in Werkstätten und Depots, allerdings 
nicht die modernsten.4 Darüber hinaus 
ist die russische Wirtschaft inzwischen 
auf Kriegsproduktion ausgerichtet. Die 
Panzerfabrik in Nischni Tagil produziert 
rund um die Uhr moderne T-90.

Auch viele ukrainischen Panzer wur-
den durch Artillerie und Panzerabwehr-
waffen vernichtet. Das heißt, die Ukra-
ine braucht die westlichen Panzer nicht 
primär, weil sie den russischen Panzern 
im Duell überlegen sind. Sondern sie 
brauchen sie, weil sie zu wenig haben. 
In seiner modernen Variante gilt der in 
Deutschland entwickelte Leopard 2 als 
einer der schlagkräftigsten Kampfpan-
zer weltweit. Sein Einsatz in der ukrai-
nischen Armee dürfte seine Wirkung auf 
Russland nicht verfehlen, das über kei-
nen vergleichbaren Panzer verfügt.

Der Leopard 2A7, die modernste Ver-
sion der deutschen Bundeswehr, ist ein 
computergestütztes Fahrzeug, schnell, 
mobil und durchsetzungsfähig sowie 
ungleich stärker geschützt als alle Vor-
gänger. Sein Einsatz in der Ukraine 
wäre durchaus ein wichtiges Waffensys-
tem gegen die russische Invasion. Aber 
die Rede vom »Game-Changer«, wie es 
bei den CDU-Politiker*innen und der 
Vorsitzende des Verteidigungsausschus-
ses Strack-Zimmermann (FDP) durch-
klingt, ist übertrieben.

Nach Angaben des Herstellers 
Krauss-Maffei existieren insgesamt über 
3.600 Exemplare des Leopard 2 in 18 
Staaten. Gemäß dem International In-
stitute for Strategic Studies befinden 
sich davon über 2.000 in 14 europäi-
schen Nutzerstaaten. Dabei ist jedoch 
nur ein Teil der Flotte einsatzbereit, 
weil die Instandhaltung der Kampfpan-
zer nach dem Ende des Ost-West-Kon-
flikts in vielen Ländern stark vernach-
lässigt wurde.

Die Lieferung von 300 Kampfpanzern 
wäre vermutlich für die westlichen Staa-
ten kein Problem, wenngleich die Ein-
satzfähigkeit der Bestände begrenzt ist. 
Deutschland zum Beispiel hatte etwas 
mehr als 2.200 Leopard-2-Panzer, als 

die Mauer fiel. 33 Jahre später stehen 
kaum 150 einsatzfähige Panzer auf dem 
Hof. Ihre genaue Zahl hält das Verteidi-
gungsministerium geheim. Bis 2027 soll 
das deutsche Heer mit 328 Kampfpan-
zern verschiedener Typen ausgerüstet 
sein, hochmodern, jedem heutigen rus-
sischen Panzer überlegen.

Bislang zögern deutsche 
Politiker*innen mit einer Lieferung an 
die Ukraine: Kein einziger Leopard 2 sei 
für die Ukraine übrig, weil die Bundes-
wehr sonst ihre Verteidigungsfähigkeit 
nicht wieder aufbauen und ihren NATO-
Zusagen nicht nachkommen könne. In 
der Bundeswehr gibt es heute schon we-
niger Panzer, als für die sechs Panzerba-
taillone erforderlich wären. Eine Abgabe 
an die Ukraine würde die Bestände wei-
ter reduzieren und das Ziel gefährden, 
die deutschen Streitkräfte schnell wie-
der einsatz- und verteidigungsfähig auf-
zustellen.

Oberst André Wüstner vom Bundes-
wehrverband argumentiert im Fernse-
hen: »Irgendwann wird man über die 
Schwelle Leopard gehen müssen«, aber: 
»Wir haben sechs Panzerbataillone. Je-
des sollte 44 Panzer haben. Vier ha-
ben weniger als zehn einsatzbereit!« 
Die Bundeswehr sei mehr oder weniger 
nackt! Ihre Lage sei prekär wie nie zuvor. 
»Wir sind in einer Einsatzbereitschafts-
lage von 33 Prozent […] Es ist noch nicht 

1  Die FDP-Politikerin ist zugleich in den drei 
wichtigsten Lobbyorganisationen der Rüstungs-
industrie engagiert – in der »Deutschen Ge-
sellschaft für Wehrtechnik« (DWT), dem »För-
derkreis Deutsches Heer« (FKH) sowie als 
Vize-Präsidentin der »Deutsch-Atlantischen 
Gesellschaft« (DAG). Marie-Agnes Strack-Zim-
mermann sitzt dort zusammen mit den Spit-
zenmanagern des parteispendenfreudigen 
Rüstungskonzerns Rheinmetall (mit der Kon-
zernzentrale und Sponsoring in ihrem Düs-
seldorfer Wahlkreis) sowie mit den führenden 
Vertretern aller übrigen deutschen Rüstungs-
konzerne, nebst weiteren Politiker*innen und 
hochrangigen Militärs. Außerdem sitzt sie auch 
im Beirat der Bundesakademie für Sicherheits-
politik unter dem Sprecher MdB Kiesewetter 
(CDU), zusammen mit Angehörigen des Bun-
dessicherheitsrates.

2  So im Interview mit dem britischen «Eco-
nomist» vom 15.12.2022.

3  Die V2-Rakete wurde von den Nazis im 
Zweiten Weltkrieg als »Wunderwaffe« bezeich-
net – Kanzleramtschef Wolfgang Schmidt be-
nutzt den Begriff in der Debatte um eine Liefe-
rung deutscher Kampfpanzer an die Ukraine. 
Unionspolitiker, aber auch der Koalitionspart-
ner FDP, reagieren empört.

4  Laut Aussage von Oberst Margo Grosberg, 
Chef des estnischen Militärnachrichtendienstes.
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verstanden worden, dass wir in eine Art 
Kriegswirtschaft müssen. Ich will nicht 
sagen, dass Siemens statt Kühlschränke 
Munition produzieren muss. Aber wir 
müssen jetzt beschleunigen.«

Diese Art »Kriegswirtschaft« 
wird, wie das V2-Syndrom, offen-
kundig immer populärer: Der Vor-
sitzende des Bundeswehrbandes 
ist keine Ausnahme mit der Forde-
rung nach einer »Kriegswirtschaft«. 
Verteidigungspolitiker*innen plädie-
ren für »Kriegsfähigkeit« der Bundes-
wehr. Auch der ehemalige Vorsitzende 
der Münchner Sicherheitskonferenz und 
Ex-Washington-Botschafter, Wolfgang 
Ischinger, forderte in der ARD »Kriegs-
wirtschaft« ein, um dem Beschaffungs-
wesen hierzulande Beine zu machen: 
»Deswegen habe ich auch diesen et-
was provozierenden Begriff Kriegswirt-
schaft benutzt«, die Regierung müsse 
die Beschaffung des notwendigen Ma-
terials mit Priorität behandeln. Unter 
Kriegswirtschaft oder Kriegsökonomie 
wird eine auf die Notwendigkeiten des 
Krieges ausgerichtete Wirtschaftsord-
nung einer Konfliktpartei verstanden, 
mit deren Hilfe diese versucht, die ei-
gene Volkswirtschaft und die Wirtschaft 
der von ihr besetzten Gebiete so einzu-
richten oder umzugestalten, dass sie den 
Anforderungen der Kriegslage möglichst 
gut gerecht wird.

»Kriegsfähig«, »Kriegswirtschaft«: 
Nicht nur der SPD-Linke Ralf Stegner 
hat den Eindruck, dass Politik sprach-
lich Richtung Krieg abgleitet: »Wenn ich 
neuerdings Forderungen höre, Deutsch-
land müsse kriegsfähig werden oder 
eine Kriegswirtschaft vorbereiten, habe 
ich dafür überhaupt kein Verständnis.« 
Dass es eine bessere Verteidigungs- und 
Bündnisfähigkeit brauche, habe der 
Kanzler doch klar benannt.

In einem dem unlängst verstorbenen 
Rechtsanwalt Heinrich Hannover (siehe 
hierzu den Beitrag auf den Seiten 57 bis 
59 in diesem Heft) gewidmeten Nach-
ruf in seinem Newsletter spricht Heri-
bert Prantl den Aspekt des »Friedens-
gebots des Grundgesetzes« an, das wie 
diesem ihm vor Jahren einmal schrieb, 
viel zu wenig beachtet und geachtet 
würde. »In der Tat: Das Grundgesetz ist 
eine sehr friedliebende Verfassung, es 
enthält die Verpflichtung, ›dem Frieden 

der Welt zu dienen‹. Freilich wurde ver-
säumt, dieses Friedensgebot zu spezifi-
zieren und zu konkretisieren, so wie das 
mit dem Rechtsstaatsgebot und dem So-
zialstaatsgebot sehr wohl geschehen ist. 
Das Friedensgebot blieb eine schöne, 
aber leere Formel; sie ziert das Grund-
gesetz, wurde und wird aber behandelt 
wie eine Verzierung. Das war und ist 
falsch; und das rächt sich in der öffent-
lichen Diskussion über den Ukraine-
Krieg. Sie ist eine haltlose Diskussion, 
sie hat keinen Halt in der Verfassung – 
weil der Gehalt des Friedensgebots un-
klar ist. In der Debatte über das Für und 
Wider von immer mehr deutschen Waf-
fenlieferungen an die Ukraine spielen 
das Grundgesetz und sein Friedensgebot 
kaum eine Rolle. Vielleicht deshalb gilt 
die Warnung vor einer ›Eskalation‹ des 
Krieges als ein Ausdruck der Verzagt-
heit, vielleicht deshalb gilt Kriegsrheto-
rik als Ausdruck von Realismus. Das ist 
aber nicht ganz neu. Der Militärhistori-
ker Wolfram Wette hat schon lange vor 

50403020100

Abb. 1: Hilfen ausgewählter Länder an die Ukraine, in Mrd. Euro (24.1.–20.11.2022)
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Abb. 2: Bestände von Leopard-2-Panzern nach Ländern

Quelle: IISS/Military Balance

dem Ukraine-Krieg einen ›beängstigen-
den bellizistischen Diskurs in Teilen der 
Meinungseliten‹ festgestellt«.

Die Vertreter der Industrie versi-
chern der Regierung, dass sie bereit sei, 
ihre Kapazitäten rasch auszuweiten, um 
die Armee auf Vordermann zu bringen. 
Denn das Wort »kaputtsparen« trifft auf 
den Zustand der deutschen Bundeswehr 
durchaus zu, wie die mangelnde Ein-
satzfähigkeit von Panzern oder Kampf-
flugzeugen zeigte. Selbst bei der Muni-
tion wird im Ukraine-Krieg der Mangel 
nach wenigen Monaten offenkundig. 
Die Intensität des Kriegs ist hoch, weil 
durch Satelliten- und Drohnenaufklä-
rung das Kriegsgeschehen transparenter 
wird. Es gibt somit viel mehr potenzielle 
Ziele für die Artillerie als in früheren 
Kriegen. Pro Monat feuern die ukraini-
schen Streitkräfte bis zu 40.000 Artille-
riegeschosse ab. Die Produktion der ent-
sprechenden Nato-Standardmunition 
liegt in Europa aber nur bei 300.000 Ge-
schossen pro Jahr.
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Es gibt daher eine Munitionskrise we-
gen des Ukraine-Krieges: Der NATO ge-
hen die Granaten aus. Ukrainische Sol-
daten feuern in ihrem Abwehrkampf 
gegen Russland täglich Tausende von 
Artilleriegranaten ab – Munition, die im 
Westen immer schwieriger zu beschaf-
fen ist. Um die Lücken zu füllen, springt 
u.a. Südkorea ein. Allein um das Muniti-
onsdepot auf einen ausreichenden Stand 
zu bringen, müsste Deutschland 13 Mrd. 
Euro ausgeben. Für Infrastrukturinves-
titionen in diesem Bereich wären noch-
mals so viel nötig. Doch dafür ist das 100 
Mrd. Euro Sondervermögen nicht vorge-
sehen. Munition muss über das ordentli-
che Budget beschafft werden.

Allerdings hat die Ausweitung der mi-
litärischen Produktion ihren Preis: »Er-
teilt langfristige Aufträge!« Es braucht 
laut Expert*innen vier bis fünf Jahre, 
bis sich Investitionen amortisiert haben. 
Nur wenn die Industrie weiß, dass sie 
auch nach einem allenfalls raschen Ende 
des Krieges noch Munition liefern kann, 
wird sie den Ausbau in die Wege leiten. 
Auch NATO-Generalsekretär Jens Stol-
tenberg fordert: Man müsse »die Pro-
duktion hochfahren, um die Vorräte der 
Alliierten aufzufüllen und um sicherzu-
stellen, dass wir die Ukraine lange weiter 
versorgen können«. Stoltenberg wies da-
rauf hin, dass die Ukraine für die Vertei-
digung »eine enorme Menge Munition« 
verbrauche. Aus der NATO wird daher 
der Aufbau kompletter neuer Rüstungs-
fabriken gefordert. 

Der Düsseldorfer Rüstungskonzern 
Rheinmetall setzt dies bereits um. Laut 
Medien will das Unternehmen kom-
mende Woche den Bau eines neuen Mu-
nitionswerks im ungarischen Várpalota 
bekannt geben. Von 2024 an solle dort 
30-Millimeter-Munition hergestellt wer-
den. Ein weiteres Werk entstehe im nie-
dersächsischen Unterlüss. »Wir nut-
zen alle Möglichkeiten, die Kapazitäten 
weiter auszubauen, zum Beispiel durch 
die Einführung von Zwei- oder Drei-
Schicht-Modellen und die Einstellung 
neuer Mitarbeiter«, sagte Rheinme-
tall-Vorstandschef Armin Papperger der 
Sonntagszeitung FAS. »Von der Politik 
erbitten wir uns Planungssicherheit in 
Bezug auf künftige Beschaffungen, um 
großvolumige Investitionen rechtzeitig 
angehen zu können.«

Dies wird von den Verteidigungs
politiker*innen der Koalition unter-
stützt. Die Hersteller brauchten »eine 
bindende Zusage, dass die Produkte fi-
nanziert und abgenommen werden«, 
sagte die Wehrbeauftragte des Bundes-
tags, Eva Högl (SPD). Nötig seien »ver-
bindliche Aufträge – keine Appelle«. 
Niemand könne von der Industrie »er-
warten, dass sie mal eben Munition auf 
Vorrat produziert, nach dem Motto: 
Wird schon abgenommen werden«, 
sagte auch Strack-Zimmermann. 

Die Allianz der »Aufrüstung und 
Kriegswirtschaft« hat sich – unterstützt 
von einem Großteil der Medien – durch-
gesetzt: Eine »große Koalition« von zö-
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gerlichem Kanzler und einer Mehrheit 
der SPD-Fraktion haben den Leopard-
Panzer »befreit«. Die westliche Alli-
anz liefert der ukrainischen Armee Pan-
zer und die Kriegswirtschaft erfährt 
die geforderte Beschleunigung. Mit ei-
nem Minimum von 100 westlichen Pan-
zern kann die Ukraine eine Panzerbri-
gade nach westlichem Modell ausrüsten. 
Diese Anzahl soll durch Kontingente 
verschiedner westlicher Staaten erreicht 
werden, da Deutschland lediglich ca. 14 
in Aussicht stellt. Es gilt aber weiterhin: 
Kampfpanzer sind keine Wunderwaffe. 
Sie müssen im Verbund eingesetzt und 
repariert und mit Munition ausgestat-
tet werden. Gleichwohl wird diese Ent-
scheidung als historisch befeiert oder 
kritisiert.

»Dass Deutschland die Lieferung sei-
nes Panzers ›Leopard 2‹ durch Part-
nerländer freigibt und auch selbst lie-
fert, ist eine erlösende Nachricht für das 
geschundene und tapfere ukrainische 
Volk«, sagte die FDP-Politikerin Strack-
Zimmermann. Die Aufrüstung ist mit 
Panzerlieferung, Reparatur und Muni-
tion noch nicht abgeschlossen.  Andrij 
Melnyk, Regierungsmitglied in Kiew, 
fordert die Ausweitung auf eine starke 
Kampfjet-Koalition mit US-amerikani-
schen F-16 und F-35, Eurofightern und 
Tornados, französischen Rafale und 
schwedischen Gripen-Jets.

Auch ohne Reaktion aus Moskau 
steht fest: Die Eskalation des Krieges ist 
nicht beendet.



Probelesen
Wenn diese Probe-Lektüre Sie davon überzeugen
konnte, dass Sozialismus das Richtige für Sie
mit fundierten Beiträgen zu den Themen
n	 Berliner Republik/Linke Alternativen
n	 Wirtschaft & Soziales/Forum Gewerkschaften
n	 Internationales/Krieg & Frieden
n	 Buchbesprechungen/Filmkritiken
n	 sowie zweimonatlich einem Supplement zu
	 theoretischen oder historischen Grundsatzfragen
ist, sollten Sie gleich ein Abo bestellen (und eines der 
Bücher aus dem VSA: Verlag als Prämie auswählen).
Wenn Sie weitere Argumente benötigen, nehmen Sie 
ein Probeabo (www.Sozialismus.de). Beides geht auch 
mit dem beigefügten Bestellschein (bitte auf eine Post-
karte kleben oder faxen an 040/28 09 52 77-50)

r Ich abonniere Sozialismus ab Heft __________ zum 
Preis von € 85,- (incl. Porto; Ausland: + € 20 Porto).
Ich möchte die Buchprämie r Kapital r 68er r ABC

r Ich abonniere Sozialismus ab Heft __________ zum  
verbilligten Preis von € 65,- (für Arbeitslose/Studenten).
Ich möchte die Buchprämie r Kapital r 68er r ABC

r Ich bestelle ein Sozialismus-Probeabo ab Heft ________ 
(3 Hefte zum Preis von € 20,-/Ausland € 25,-). 

r Bitte schicken Sie mir ein kostenloses Probeexemplar.

Name, Vorname

Straße

Plz, Ort

Datum, Unterschrift  
Mir ist bekannt, dass ich diese Bestellung innerhalb einer 
Woche bei der Redaktion Sozialismus, St. Georgs Kirchhof 6, 
20099 Hamburg, widerrufen kann. Zur Fristwahrung genügt 
die rechtzeitige Absendung des Widerrufs.

Datum, 2. Unterschrift

Bitte als 
Postkarte 

freimachen

Antwort

Redaktion Sozialismus
Postfach 10 61 27
20042 Hamburg

Karl Marx

Kritik der politischen Ökonomie | Erster Band 
Buch I: Der Produktionsprozess des Kapitals 

Neue Textausgabe
bearbeitet und herausgegeben von 
Thomas Kuczynski

VS
A

:

Das Kapital

Karl Marx

Das Kapital
Erster Band | Neue Textausgabe

mit historisch-kritischem Apparat

bearbeitet und herausgegeben

von Thomas Kuczynski

VSA: Verlag Hamburg

Herausgegeben von 
Claudia von Braunmühl, Heide Gerstenberger, 
Ralf Ptak und Christa Wichterich

In Kooperation mit

Wissenschaftlichem Beirat von 

ABC der globalen
                (Un)Ordnung

Von »Anthropozän« bis »Zivilgesellschaft«

VS
A

:

Knut Nevermann (Hrsg.)

Von der Selbst-Politisierung der 
Studenten bewegung zum Wandel der Öffentlichkeit

Die 68er

VS
A

:

Abo-Prämie
Eines dieser Bücher aus dem 
VSA: Verlag erhalten Sie, wenn 
Sie Sozialismus abonnie-
ren oder uns eine/n neuen 
AbonnentIn nennen (nicht 
für Probeabo). Bitte auf der 
Bestellkarte ankreuzen!

Mehr zum Verlagsprogramm:

www.vsa-verlag.de




